
 

 

 
 

 

4/1/2015 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 10. 12. 2015 über die Sitzung (4/2015) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:     Gemeindeamt Tiefgraben  

 

Anwesende:   

Dittlbacher Johann ÖVP 

Landauer Anton ÖVP 

Steinbichler Alexander ÖVP 

Widlroither Michael ÖVP 

Lackner Karl ÖVP 

Schwaiger Monika ÖVP 

Pfeffer Hans-Peter ÖVP 

Pöllmann Daniel ÖVP – entschuldigt ferngeblieben 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP 

Parhammer Johann ÖVP 

Emeder Franz ÖVP 

Winkler Christian ÖVP 

Edtmeier Anna ÖVP 

Hofinger Marina ÖVP 

Putz  Andreas ÖVP – entschuldigt ferngeblieben 

Mauritz Reinhold FPÖ 

Pöllmann Gertrude FPÖ 

Strobl Gertrude FPÖ – entschuldigt ferngeblieben  

Furtner Gregor FPÖ 

Pöllmann Gabriela FPÖ 

Haider Marianne FPÖ 

Brandtmeier Christiana SPÖ 

Rakar Franz SPÖ 

Rakar Hildegard SPÖ 

Maier Johann SPÖ 

 
   

Als Ersatzmitglieder sind anwesend:  ÖVP: Manuel Landauer, Johann Schweighofer                                                                             

    FPÖ: Johann Stabauer                                   
                                                            

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 25 
                                                                      

Zuhörer: 2       

  

Beginn:   19.00 Uhr 
 

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und trifft die Feststellung, dass 

a) die Einladung zu dieser Sitzung an alle Mitglieder des Gemeinderates unter Bekanntgabe der 

Tagesordnung ergangen sei, 

b) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel des Gemeindeamtes ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist, 

d) die Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 12. 11. 2015, Nr. 3/2015, während der Sitzung 

zur Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

e) zum Schriftführer Amtsleiter Koloman Meindl bestellt wird, 



f) zum Protokollfertiger für die heutige Verhandlungsschrift von den Fraktionen Bürgermeister Johann 

Dittlbacher für die ÖVP, GV Reinhold Mauritz für die FPÖ und GV Christiana Brandtmeier für die 

SPÖ namhaft gemacht werden. 

 

Der Tagesordnungspunkt Punkt 8, Flächenwidmungsplanänderung Nr. 115, Bereich Hilfberg (Hierl), 

wird vor Eintritt in die Tagesordnung vom Bürgermeister abgesetzt; Grund: Die Antragsteller wollen die 

Angelegenheit nochmals in Linz mit den zuständigen Stellen besprechen. 

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass ein Dringlichkeitsantrag (Beilage 1) von Frau GV Christiana 

Brandtmeier vorliegt. Sie beantragt, der Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben möge im Sinne des § 46 

Abs. 3 O.Ö. Gemeindeordnung idgF. in der Sitzung am 10. 12. 2015 nachstehenden Tagesordnungspunkt 

aufnehmen:  

Das Thema „Auflassung von öffentlichem Gut“ bei der Überarbeitung des ÖEK zu berücksichtigen und 

ein Konzept zu entwickeln, wie in Zukunft beim Thema „Auflassung von öffentlichem Gut“ geprüft und 

vorgegangen werden soll.“ 

Bürgermeister Dittlbacher lässt über den Antrag abstimmen.  

Der Antrag wird mit 14 Stimmen mehrheitlich abgelehnt; 11 Stimmen für den Antrag: SPÖ, FPÖ, 

GR Johann Parhammer ÖVP.  

       

Tagesordnung 
 
 

1) Ehrung ausgeschiedener Gemeindefunktionäre  

Bürgermeister Johann Dittlbacher verweist auf das Ausscheiden verdienter Gemeindefunktionäre in Folge 

der Neuwahl des Gemeinderates im September des Jahres. Es sei daher angebracht, diese Personen zu 

ehren. Tiefgraben verfügt allerdings noch über kein geeignetes Regulativ hinsichtlich der Vergabe von 

Ehrungen. Er vertritt daher die Auffassung, dass der Kulturausschuss sich mit der Sache befassen sollte 

und ein Regelwerk für Ehrungen jeglicher Arten ausarbeiten soll, das sowohl für Vereins- wie auch 

Politikfunktionäre gleichermaßen Gültigkeit hat. Nach Beschlussfassung des Regulativs durch den 

Gemeinderat ist angedacht, die Ehrungen in würdiger Form vorzunehmen.  

Bgm. Dittlbacher stellt den Antrag, den gegenständlichen Tagesordnungspunkt zur Ausarbeitung eines 

Regulativs zu vertagen.  

Beschluss: einstimmig.  

 

2) Genehmigung des Voranschlages 2016 mit Festsetzung der Hebesätze, Gebühren, Abgaben und 

Dienstposten 

Nach der Gemeindeordnung hat der Bürgermeister alljährlich vor Ablauf des Haushaltsjahres dem 

Gemeinderat den Entwurf des Gemeindevoranschlages vorzulegen. Vor der Vorlage an den Gemeinderat 

ist der Entwurf des Gemeindevoranschlages durch zwei Wochen im Gemeindeamt während der 

Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Die Kundmachung dazu erfolgte zeit- und fristgerecht. 

Innerhalb der Auflagefrist gingen bei der Gemeinde keine schriftlichen Erinnerungen zum Voranschlags-

entwurf ein, erläutert der Vorsitzende.   

Der Voranschlag 2016 der Gemeinde Tiefgraben konnte sowohl im Ordentlichen Haushalt mit € 

6.945.400,-- als auch im Außerordentlichen Haushalt mit € 1.614.000,-- ausgeglichen erstellt werden. Der 

Bgm. stellt weiter fest, dass die Finanzwirtschaft Tiefgrabens als solide bezeichnet werden kann.  

In der Folge gibt Kassenleiterin Mag. Eva Staudinger mit Hilfe einer Powerpoint-Präsentation einen 

umfassenden Überblick über den VA 2016 samt Hebesätzen, Gebühren, Abgaben und Dienstposten. Sie 

merkt an, dass die Müllabfuhrgebühr nicht mehr kostendeckend ist und im März 2016 über eine 

Erhöhung befunden werden muss. Auch die Kosten für das Essen auf Rädern können leider nicht gedeckt 

werden, weshalb eine Erhöhung ab 1. 1. 2016 von € 7,50 auf € 9,00 vorgenommen werden muss. Die 

Kostendeckung für ein zugestelltes Essen liegt zw. € 12,-- und € 14,--, je nach Anzahl der Konsumenten.  

Sie erläutert in der Folge die einzelnen Vorhaben lt. AOH.  

Der Dienstpostenplan erfährt eine Änderung dahingehend, als für die zwei Lehrlinge zwei GD 21 und die 

Nachfolge der Amtsleitung ein GD 13 geschaffen werden. 

Bürgermeister Dittlbacher stellt den Antrag, den Voranschlag 2016 mit Festsetzung der Hebesätze, 

Gebühren, Abgaben und Dienstposten wie dargelegt zu beschließen. Beschluss: einstimmig.  
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3) Auflassung und Übereignung einer Teilfläche des öffentl. Wegegrundstückes Nr. 1917/3, KG 

Tiefgraben, an die Ehegatten Georg und Anna Handl, Mondseeberg 106 und Thomas 

Mayrhofer, Mondseeberg 109 

Die Ehegatten Georg und Anna Handl, Mondseeberg 106 (vulgo Grübei), und Herr Thomas Mayrhofer, 

Mondseeberg 109 (vulgo Almesberger), haben die Auflassung von Teilflächen des öffentl. Weges Gstk. 

1917/3, KG Tiefgraben, im Gesamtausmaß von 666 m², wie auch die unentgeltliche Übereignung der 

Flächen in ihr Eigentum beantragt. Demnach gehen 514 m² an die EZ 81, 50110 (Mayrhofer), und 152 m² 

an die EZ 82 (Handl). Die aufzulassenden Wegflächen werden seit Jahrzehnten von den Antragstellern 

landwirtschaftlich bewirtschaftet und sind für den Gemeingebrauch entbehrlich. Im Vorfeld wurden die 

benachbarten Grundstückseigentümer im 25-Meter-Bereich verständigt, Einwendungen gegen die 

Auflassung gingen bei der Gemeinde keine ein, informiert der Bürgermeister.  

Er stellt den Antrag, nachstehende Verordnung zur Auflassung der Wegeteilflächen 1 und 2 aus dem 

Wegegrundstück 1917/3, KG Tiefgraben, und die unentgeltliche Übereignung der Grundflächen an die 

Antragsteller Mayrhofer und Handl zu beschließen. 

Verordnung 
betreffend die Auflassung von Teilflächen des öffentlichen Weges 1917/3, KG Tiefgraben, 

(Gemeindestraße im Bereich Mondseeberg/Hauberg)   

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben hat in seiner Sitzung am 10. 12. 2015 gemäß § 11 

Abs. 1 und 3 OÖ. Straßengesetz 1991, LGBl.Nr. 84/1991, in Verbindung mit den §§ 40 Abs. 2 Z. 

4 und 43 OÖ. GemO 1990 i.d.g.F. beschlossen: 

 

§ 1 

Die Teilflächen 1 und 2 des öffentlichen Weges Grundstück 1917/3, KG Tiefgraben, werden als 

Gemeindestraße aufgelassen, weil diese Flächen wegen mangelnder Verkehrsbedeutung für den 

Gemeingebrauch entbehrlich geworden sind.  

§ 2 

Dieser Verordnung liegt die Aufnahme der Geometer Lidl-ZT GmbH., GZ. 7051, zu Grunde. Der 

Plan liegt am Gemeindeamt Tiefgraben auf und kann während der Amtsstunden von jedermann 

eingesehen werden. 

§ 3 

Diese Verordnung wird gemäß § 94 Abs. 1 OÖ. GemO 1990 i.d.g.F. durch 2 Wochen kundgemacht 

und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag rechtswirksam. 

 

Der Bürgermeister: 

 

GV Christiana Brandtmeier verweist auf den heute eingebrachten Dringlichkeitsantrag, mit dem von 

Seiten der SPÖ eine Debatte über die Vorgangsweise bei Wegauflassungen initiiert werden sollte. Da der 

Antrag nicht angenommen wurde, stellt sie daher den Antrag auf Vertagung des gegenständlichen 

Tagesordnungspunktes.  

Der Vorsitzende lässt über den Vertagungsantrag abstimmen. Ergebnis: 4 Stimmen dafür (SPÖ) 21 

Stimmen dagegen.  

In der Folge lässt der Vorsitzende über den Hauptantrag abstimmen.  

Beschluss: mehrheitlich angenommen, 4 Stimmen (SPÖ) dagegen.  

 

4) Straßenbaumaßnahme im Bereich der Gaisbergstraße; Kenntnisnahme von weiteren 

Grundabtretungs- und Einverständniserklärungen 

In der Gemeinderatssitzung v. 02. 07. 2015 wurden der Bau der Gaisbergstraße bzw. div. 

Grundabtretungs- sowie Grundinanspruchnahmeerklärungen genehmigt, berichtet der Vorsitzende. Von 

den nachstehenden Grundeigentümern war damals zwar bekannt, dass sie zustimmen, die schriftlichen 

Vereinbarungen müssen jedoch noch vom GR beschlossen werden.  
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 Vereinbarung zw. Gemeinde Tiefgraben und DI Dr. Peter Baum, Gaisbergstraße 12  

 Grundabtretungserklärung Markus Hinterstoißer, Gaisbergstraße 29  

Auf Anfrage von GV Christiane Brandtmeier werden vom Amtsleiter die Vereinbarungen inhaltlich 

erläutert.  

Bürgermeister  Dittlbacher stellt den Antrag, die Vereinbarungen zu genehmigen.  

Beschluss: einstimmig.  

 

5) Klima- und Energie-Modellregion Mondseeland; Beteiligung  

Der Vorsitzende erläutert, bei der Absichtserklärung gehe es um die Schaffung einer neuen Klima- u. 

Energiemodellregion, welche die optimale Nutzung natürlicher Ressourcen forcieren soll. Ziel ist auch 

die Ausschöpfung von Energiesparpotenzial und nachhaltiges Wirtschaften. 

Die erste Phase der Schaffung einer neuen Klima- u. Energiemodellregion umfasst die Erstellung eines 

Umsetzungskonzeptes, die Installation eines Modellregions-Managements sowie die Durchführung von 

mind. zehn konkreten Maßnahmen in einer zweijährigen Umsetzungsphase. 

Investitionsförderungen gibt es z. B.: in folgenden Bereichen: 

 Photovoltaikanlagen auf öffentl. Gebäuden 

 Ladestellen f. E-Fahrzeuge 

 Holzheizungen in öffentl. Gebäuden 

 Thermische Solaranlagen auf öffentl. Gebäuden 

 Bewusstseinsbildung – (Klimaschulen) 

 Mobilität 

Die Förderung für die Schaffung einer KEM richtet sich nach einem Punktesystem, welches die 

Einwohnerzahl und Gemeindezahl berücksichtigt. Im Fall des Mondseelandes beträgt die Förderung für 

die Schaffung der Region € 130.000.  

Es gibt keinen direkten Zusammenhang zwischen KEM und Klimabündnisgemeinde, das ist unabhängig 

voneinander. 

Zur Kofinanzierung sind folgende Mittel für Tiefgraben erforderlich:  

2016: Konzept   € 1.956,-- 

2017 und 2018: Umsetzung  € 4.524,50 

2016 – 2018 gesamt somit:  € 6.480,50 
 

GV Christiana Brandtmeier bringt die Installierung einer Photovoltaikanlage auf dem Dach der VS TILO 

in Erinnerung, die forciert werden sollte.  

GV Alexander Steinbichler spricht sich für den Beitritt zur KEM aus, weil hohe Förderungen für die 

Region Mondsee erwartet werden können. Beispielsweise ist bekannt, dass bei der Kläranlage des RHV 

Mondsee/Irrsee eine Photovoltaikanlage mit Fördergeld aus KEM installiert werden soll. Man kann sich 

insgesamt einen leichteren Zugang zu Umweltförderungen (Ausbau Wasserkraft) erwarten.  

GV Ing. Michael Widlroither führt aus, dass die Gemeinde Tiefgraben es als wesentliches Ziel sehen 

müsse, in den nächsten Jahren verstärkt Aktivitäten im Bereich erneuerbarer Energie und Energie-

effizienz zu setzen. Daher wird die Realisierung der im Zuge der vorliegenden Bewerbung zur Klima und 

Energie-Modellregion definierten Maßnahmen und Ziele bestmöglich unterstützt. Er stellt den Antrag 

auf entsprechende Beschlussfassung und Bereitstellung der erforderlichen Mittel.  

Beschluss: mehrheitlich, Gegenstimme: GR-Ersatzmitglied Johann Stabauer (FPÖ).  

 

6. Stellungnahme des GR zu den Versagungsgründen des Landes; FWPL.Ä. Nr. 3.68, Bereich 

Thalgaustraße (Erweiterung KIGA/Krabbelstube); FWPL.Ä.Nr. 3.147, Bereich Irrseeblick 

(Mag. Stabauer)  

GR DI HP Pfeffer erklärt sich hinsichtlich der Angelegenheit „FWPL: Ä. Nr. 3.68“ befangen.   

FWPL.Ä. Nr. 3.68 (Erweiterung Kindergarten/Krabbelstube Tiefgraben); Umwidmung von 

Grünland Erholungsfläche Park in Sondergebiet des Baulandes Kindergarten/Krabbelstube mit 

BM5, Schutz- und Pufferzone, nur die Errichtung von Nebengebäuden zulässig 

In den vom Amt der Oö. Landesregierung mit Datum v. 11. 11. 2015 mitgeteilten Versagungsgründen 

wird als Versagungsgrund angeführt, dass aus naturschutzfachlicher Sicht Vorbehalte bestünden, weil die  
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Fläche als ökologisch hochwertig und absolut erhaltenswert einzustufen sei. Es sei daher ein Widerspruch 

zum OÖ. NSchG. 2011 gegeben, berichtet der Bürgermeister.     

Vizebürgermeister Anton Landauer stellt den Antrag, der Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben 

möge nachstehende Stellungnahme abgeben bzw. beschließen:  

Die Widmungsänderung auf einer Teilfläche im Ausmaß von 2.000 m² des Gstk. 1246, KG Hof, verfolgt 

das Ziel, beim bestehenden Kindergarten Tiefgraben einen Zubau für eine Krabbelstube vorzunehmen 

sowie die Freiflächen für den 5-gruppigen Kindergarten bzw. für eine Krabbelstube den dzt. gesetzlichen 

Erfordernissen anzupassen.  

Die dzt. rechtswirksame Widmung lautet Grünland Erholungsfläche Parkanlage. Mit dieser rechts-

wirksamen Widmung ist es aus hsg. Sicht möglich, die zur Diskussion stehenden und aus naturschutz-

fachlicher Sicht als ökologisch wertvoll bezeichneten Flächen in eine Parkanlage umzugestalten. Auf 

Grund der rechtswirksamen Widmung kann daher keine Versagung für die geplante Sonderausweisung 

für einen Kindergarten/Krabbelstube abgeleitet werden, weil ja bereits jetzt schon auf Grund der 

rechtswirksamen Widmung Eingriffe zulässig wären. Anzumerken ist auch, dass die Flächen nicht als 

ökologisch wertvoll gefördert wurden. Ein wissenschaftlicher Nachweis der Behauptung des Vorliegens 

ökologisch wertvoller Flächen, ev. durch eine Bodenuntersuchung, liegt ebenfalls nicht vor.  

Rund 200 m weiter in der Gemeinde St. Lorenz erteilte vor nicht allzu langer Zeit die Aufsichtsbehörde 

auf einer vergleichbar beschaffenen Fläche die Genehmigung für den Kindergarten St. Lorenz.  

Die Gemeinde Tiefgraben ist eine Zuzugsgemeinde. Der Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen ist 

ein Gebot der Stunde. Die Erweiterung des bestehenden Kindergartens ist wegen der vorhandenen 

Infrastruktur (Stichwort: Wirtschaftlichkeit) und der unmittelbaren Nähe zur Volksschule der ideale 

Standort, weil die Eltern dadurch kurze Wege haben und der Verkehr von und zu den 

Bildungseinrichtungen auf übergeordneten Verkehrsflächen abläuft. Seitens des Naturschutzes wurde 

angemerkt, den Grundankauf in westlicher Richtung zu tätigen, was leider nicht möglich ist.  

Sonstige Einwände liegen nicht vor, die WLV wird bei Änderungen entsprechend eingebunden.  

Es wird im öffentl. Interesse ersucht, die aufsichtsbehördliche Genehmigung im Sinne des § 36 Abs. 1 Z. 

2 (Gemeinwohl, Jugendwohlfahrt) und Abs. 3 OÖ: ROG. idgF. zu erteilen.   

Beschluss: einstimmig;  

 

FWPL. Ä.Nr. 3.147, Bereich Irrseeblick (Mag. Stabauer)  

In den Versagungsgründen vom 21. Juli 2015 (RO-R-311775/5-2015-Am) wurde der Gemeinde 

Folgendes mitgeteilt: 

Die geplante Baulandschaffung erfolgt zwar in grundsätzlicher Übereinstimmung mit dem ÖEK, 

allerdings muss in diesem Bereich von einer Überschreitung der Planungsrichtwerte für eine 

Wohnnutzung ausgegangen werden. Es sind daher entsprechende Schallschutzmaßnahmen, 

beispielsweise in Form einer Überlagerung der Widmungsfläche mit einer entsprechend definierten 

Schutzzone im Bauland, vorzusehen. Hierzu wurden in Abstimmung mit dem zuständigen Sachbearbeiter 

des Landes OÖ, Abteilung Umweltschutz, die folgenden Festlegungen für die Teiländerung des Fwpl. Nr. 

3.147 getroffen: 

Die geplante Widmung „Wohngebiet“ wird mit einer „Schutz- oder Pufferzone im Bauland (Bauliche 

Maßnahmen) – Immissionsschutzorientierte Planung nachweislich erforderlich“ belegt. Die 

Grundeigentümerzustimmung für die Planergänzung liegt vor. Infrastrukturell ist die beantragte Fläche 

von etwa 1100 m² komplett erschlossen. 

Vizebürgermeister Anton Landauer stellt fest, dass der Forderung der Aufsichtsbehörde entsprochen 

und die entsprechenden Festlegung im Plan eingearbeitet sind. Er beantragt, die Flächenwidmungs-

planänderung Nr. 3.147 zu genehmigen.   

Beschluss: einstimmig;  

                

7. Flächenwidmungsplanänderungen/ÖEK; Beschlussfassung   

a. FWPL. Änderung Nr. 3.118, Bereich Thalgaustraße (Almosa) 

b. FWPL. Änderung Nr. 3.134, Bereich Hilfberg (Graspointner) 

c. FWPL. Änderung Nr. 3.141, Bereich Schusterberg (Harz) 

d. FWPL. Änderung Nr. 3.144, Bereich Am Zellerbach (Gierbl Josef) 



e. FWPL. Änderung Nr. 3.146, Bereich Gaisbergstraße (Pfeffer) 

f. FWPL. Änderung Nr. 3.148, Bereich Am Berg (Dr. Wienerroither) 

g. FWPL. Änderung Nr. 3.149, Bereich Kolomansbergstraße (Niederbrucker) 

h. FWPL. Änderung Nr. 3.151, Bereich Rauhberg (Herbst) 

i. FWPL. Änderung Nr. 3.153, Bereich Hochmoor (Höllerer) 

j. FWPL. Änderung Nr. 3.158, Bereich Haidermühle (Buchschartner G.) 

 

FWPL. Änderung Nr. 3.118, Bereich Thalgaustraße (Almosa); Bfl. 228, 1251/3 und Teilfläche aus 

1251/1, KG Hof; Umwidmung von dzt. Wohngebiet bzw. SO BL-Schule in Mischgebiet BM 7 - 

Gebäude sind gem. BauTG hochwassersicher zu planen und auszuführen und Ff 3 – von jeglicher 

Bebauung freizuhalten 

Wegen des Hochwasserrückstaubereiches des Mondsees wird seitens des Gewässerbezirkes eine 

hochwassergeschützte Bebauung gefordert. 

Die WLV teilt der Gemeinde die folgenden Bedingungen für eine Baulandeignung mit: Das überdeckte 

Gerinne im südlichen Teil des Gstk. soll mit einer 5 m breiten Schutzzone im Bauland belegt werden und 

ist dauerhaft von jeglicher Bebauung freizuhalten. Als relevante Basishöhe für die Situierung der FOK ist 

der Höhenwert des HQ100 des Mondsees (Auskunft Gewässerbezirk Gmunden) heranzuziehen.  

Seitens der Abteilung Raumordnung kann die Strukturbereinigung sowie die Baulandeignung zur 

Kenntnis genommen werden, wenn den Stellungnahmen der WLV bzw. des Gewässerbezirkes 

entsprochen wird. 

Der Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Tiefgraben unterstützt die Änderung des 

Flächenwidmungsplanes im Sinne der Strukturbereinigung (W in M) an der B 154, der Schaffung von 

Arbeitsplätzen (Büroräumlichkeiten) und der Neuerrichtung eines baufälligen Gebäudes im Sinne eines 

stimmigen Landschaftsbildes im Nahbereich des Mondsees.  

Die von den Fachabteilungen geforderten Schutzzonen im Bauland sind im Änderungsplan adaptiert, dem 

WLV sowie dem Gewässerbezirk wird eine Mitbeteiligung im Bauverfahren eingeräumt. 

Vizebgm. Anton Landauer erklärt, Flächenwidmungspläne sind zu beschließen, wenn Interessen Dritter 

nicht verletzt werden (vgl. § 36 Abs. 2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben Planungszielen nicht 

widerspricht und stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.118 zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig;  

                  

FWPL. Änderung Nr. 3.134, Bereich Hilfberg (Graspointner); Gstk. 150, KG Tiefgraben; 

Umwidmung von landw. GL in Dorfgebiet mit Schutz- und Pufferzone BM 8 immissions-

schutzorientierte Planung ist nachweislich erforderlich  

In den Stellungnahmen der Fachabteilungen Raumordnung, Wildbach- und Lawinenverbauung, 

Abteilung Umweltschutz (Luft) bzw. Umwelt-, Bau-, und Anlagentechnik (Lärm) wurden Bedenken 

geäußert. Seitens der WLV wird ein geotechnisches Gutachten gefordert und der WLV sollte die Abgabe 

einer Stellungnahme im Bauverfahren ermöglicht werden. Auf die ordnungsgemäße Entsorgung der 

Dach- und Oberflächenwässer sei zu achten.  

Die Abteilung Raumordnung teilt der Gemeinde Folgendes mit: Das geplante Bauland wird in 

grundsätzlicher Übereinstimmung mit dem örtlichen Entwicklungskonzept gesehen, jedoch wird auf die 

Immissionsbelastung (siehe negative Stellungnahmen Luft/Lärm) im unmittelbaren Nahbereich der A1 

hingewiesen und eine Weiterführung des Verfahrens als nicht zielführend erachtet. 

Die Abteilung Naturschutz sowie die ASFINAG nehmen die Baulandschaffung zur Kenntnis.  

Zu den Einwänden der WLV gibt es nunmehr eine positive geotechnische Beurteilung des Geotechnikers 

Dr. Gerhard Feitzinger mit Datum v. 28. 8. 2015. Der SV hält darin fest, dass das Gutachten erst für die 

Bebauung erforderlich ist und auf das Projekt abgestimmt werden soll.  

Der WLV wird im Bauverfahren Gelegenheit zur Stellungnahme eingeräumt und die ordnungsgemäße 

Entsorgung der Dach- und Oberflächenwässer über Retention sichergestellt.  

Aus Sicht der Gemeinde findet die geplante Baulandausweisung in einem vorhandenen Siedlungskörper 

statt, die Ansichtswirksamkeit sei somit vernachlässigbar und zudem stellt diese eine Nachverdichtung  

im Sinne der OÖ Raumordnung dar. Die lärm- und lufttechnischen Parameter können anhand 

entsprechender Maßnahmen im Bauverfahren geklärt werden. Diesbezüglich gibt es auch die Festlegung 

der baulichen Maßnahmen BM-immissionsschutzorientierte Planung nachweislich erforderlich. Im 

Übrigen wird von der Asfinag kein Einwand gegen die Widmungsänderung vorgebracht, zumal die 

Änderungsfläche unterhalb der A 1 liegt.  



 

Flächenwidmungspläne sind zu beschließen, wenn Interessen Dritter nicht verletzt werden (vgl. § 36 Abs. 

2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht.  

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung 3.134 im Sinne der 

vorgenannten Ausführungen beschließen. Beschluss: einstimmig;  

                     

FWPL. Änderung Nr. 3.141, ÖEK-Änderung Nr. 1.10; Bereich Schusterberg (Harz);  Teilflächen 

aus Gstk. 310/9, 310/1, 310/11, KG Hof; Umwidmung von ca. 1.200 m² von landw. GL in 

Wohngebiet 

Mit der Widmungsänderung ist auch die geringfügige Anpassung des ÖEK erforderlich.  

Die Zufahrt zur Widmungsfläche ist durch eine im Grundbuch sichergestellte Dienstbarkeit (Geh- und 

Fahrtrecht) gewährleistet. Damit gehen die Einwände des Anrainers Lutz ins Leere.  

Die gegenständliche Widmungsänderung ist aus Sicht der Gemeinde als Arrondierung des 

Wohngebietsbestandes zu sehen, der infrastrukturell zur Gänze erschlossen ist. Die Fläche wird zur 

Deckung des örtlichen Baulandbedarfes benötigt.  

Flächenwidmungspläne sind zu beschließen, wenn Interessen Dritter nicht verletzt werden (vgl. § 36 Abs. 

2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht. 

Vizebgm. Anton Landauer beantragt, die Flächenwidmungsplanänderung 3.141 samt ÖEK. Änderung 

Nr. 1.10 zu beschließen. Beschluss: einstimmig;  

 

FWPL. Änderung Nr. 3.144, Bereich Am Zellerbach (Gierbl Josef); Umwidmung von landw. GL in 

Wohngebiet; betroffenes Gstk. 1590/5, KG Tiefgraben; (Fläche: ca. 350 m²) 

Seitens der Abteilung Raumordnung/Naturschutz wird die geringfügige Baulandergänzung ohne Einwand 

zur Kenntnis genommen. Infrastrukturell ist die Fläche komplett aufgeschlossen. Die von der WLV 

beschriebene Problematik der Entsorgung der anfallenden Dach- und Oberflächenwässer wird wie üblich 

im Rahmen des Bauverfahrens abgehandelt. 

Der Bau- und Planungsausschuss unterstützt einstimmig die vorliegende Teiländerung des 

Flächenwidmungsplanes. 

Flächenwidmungspläne sind zu beschließen, wenn Interessen Dritter nicht verletzt werden (vgl. §36 Abs. 

2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht. 

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.144 zu 

genehmigen. Beschluss: einstimmig;  

 

FWPL. Änderung Nr. 3.146, Bereich Gaisbergstraße (Pfeffer); betroffenes Gstk. 1259/1, KG Hof 

(Ausmaß ca. 90 m²); Umwidmung von landw. GL in Dorfgebiet 

GR DI Pfeffer erklärt sich hinsichtlich der Angelegenheit „FWPL: Ä. Nr. 3.146“ befangen.   

Seitens der Abteilungen Raumordnung/Naturschutz wird in der Stellungnahme festgehalten, dass die 

geringfügige Baulandergänzung im Bereich „Gaisberg“ in die Festlegungen des ÖEKs integrierbar ist und 

zur Kenntnis genommen wird. 

GV Christiana Brandtmeier fragt nach, wie es mit der Sicherstellung des durchgängigen Geh- und 

Fahrtrechtes zum Haus Kleinferchner und Simmer stehe? Der anwesende GR DI Pfeffer stellt 

unmissverständlich klar, dass nach Asphaltierung des Weges dieser vermessen werde und das Wegerecht 

für die besagten Liegenschaft mittels Geh- und Fahrtrecht durchgängig im Grundbuch einverleibt werde. 

Er weist aber auch darauf hin, dass die Gemeinde eine entsprechende Klärung hinsichtlich der Benützung 

des öffentlichen Weges Gstk. 1300/4, KG Hof, herbeiführen müsse.  

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung 3.146 beschließen. 

Beschluss: einstimmig;  

 

FWPL. Änderung Nr. 3.148, Bereich Am Berg (Dr. Wienerroither); betroffene Gstk. 943/10 und 

943/11, je KG. Tiefgraben  

Seitens der Abteilung Raumordnung/Naturschutz wird die geringfügige Baulandumlegung ohne Einwand 

zur Kenntnis genommen. Die Fläche ist infrastrukturell zur Gänze aufgeschlossen. Die Forstbehörde stellt 

aus fachlicher Sicht fest, dass sich durch die geringfügigen Veränderungen keine nachteiligen 

Auswirkungen gegenüber dem Ist-Bestand ergeben. Die von der WLV beschriebene Problematik der  
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Entsorgung der anfallenden Dach- und Oberflächenwässer wird wie üblich im Rahmen des Bauverfahrens 

abzuhandeln sein. 

Flächenwidmungspläne sind zu beschließen wenn Interessen Dritter nicht verletzt werden (vgl. §36 Abs. 

2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht. 

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag auf Beschlussfassung der FWPL. Änderung Nr. 3.148. 

Beschluss: einstimmig;  

 

FWPL. Änderung Nr. 3.149, Bereich Kolomansbergstraße (Niederbrucker); Ausweisung eines 

bestehenden Betriebes des Gastgewerbes im Grünland  

Fachlich bestehen gegen die Widmungsabsicht keine Einwände. Infrastrukturell ist der Betrieb zur Gänze 

erschlossen. Der Bau- und Planungsausschuss unterstützt das Vorhaben.  

Flächenwidmungspläne sind zu beschließen, wenn Interessen Dritter nicht verletzt werden (vgl. § 36 Abs. 

2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht. 

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.149 

beschließen. Beschluss: einstimmig;  

 

FWPL. Änderung Nr. 3.151, Bereich Rauhberg (Herbst); betroffenes Gstk. 1399/2, KG Tiefgraben 

(Ausmaß ca. 170 m²); Umwidmung von landw. GL in Wohngebiet, BM 5 - nur die Errichtung von 

Nebengebäuden zulässig.  

Infrastrukturell ist der Änderungsbereich auf Grund des Baubestandes aufgeschlossen. Die Bauland-

adaptierung zum vorhandenen Bestand mit Hauptgebäude erfolgt bedingt durch die Hanglage zur 

besseren Nutzbarmachung des Bauplatzes.  

Von Seiten der Fachabteilungen des Landes ist aufgrund der geringfügigen Erweiterung ohne Schaffung 

eines eigenständigen Bauplatzes eine Übereinstimmung mit dem ÖEK gegeben. 

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.151 zu 

beschließen. Beschluss: einstimmig;  

                    

FWPL. Änderung Nr. 3.153, Bereich Hochmoor (Höllerer); betroffenes Gstk. 832/5, 860, KG 

Tiefgraben (Ausmaß ca. 80 m²); Umwidmung landw. GL in Wohngebiet 

Seitens des Ortsplaners ist aufgrund der geringfügigen Erweiterung die Übereinstimmung mit dem 

rechtswirksamen ÖEK gegeben. Sonstige fachliche Einwände stehen der geringfügigen Änderung nicht 

entgegen. Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.153 

zu beschließen. Beschluss: einstimmig;  

 

FWPL. Änderung Nr. 3.158, Bereich Haidermühle (Buchschartner G.); betroffenes Gstk. 822/1, 

KG Hof (Ausmaß ca. 1.000 m²); Umwidmung von landw. GL in Wohngebiet bzw. Verkehrsfläche 

Die Übereinstimmung mit dem ÖEK ist auf Grund der Lage innerhalb definitiver Siedlungsgrenzen 

gegeben. Das Bauland wird für den örtlichen Bedarf geschaffen. Der Bau- und Planungsausschuss der 

Gemeinde unterstützt einstimmig die Teiländerung des Flächenwidmungsplanes. Die Fläche ist 

infrastrukturell komplett erschlossen.  

Flächenwidmungspläne sind zu beschließen, wenn Interessen Dritter nicht verletzt werden (vgl. § 36 Abs. 

2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht. 

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, die Änderung des Flächenwidmungsplanes 3.158 zu 

beschließen. Beschluss: einstimmig;  

                    

8. Flächenwidmungsplanänderungen/ÖEK; Entscheidung über Einleitung   

a. FWPL. Änderung Nr. 115, Bereich Hilfberg (Hierl) 

b. FWPL. Änderung  Nr. 3.152, Bereich Obergaisberg (Stabauer, Leidinger) 

c. FWPL. Änderung Nr. 3.154, Bereich Schusterberg (Herzer)  

d. FWPL. Änderung Nr. 3.155, Bereich Mühldorfstraße (Buchschartner G.)         

e. FWPL. Änderung Nr. 3.156, Bereich Mondseeberg (Grubinger) mit Abänderung des 

Bebauungsplanes Nr. 9  

 



FWPL. Änderung Nr. 3.115 (Hierl) – Tagesordnungspunkt abgesetzt 

 

FWPL. Änderung  Nr. 3.152, Bereich Obergaisberg (Stabauer, Leidinger); betroffene Gstk. der KG 

Hof: 1029/1, 1037/5, Bfl. 152, 1037/1, 1037/2, 1302/5, Bfl. 254; Festlegung eines bestehenden 

Gastgewerbebetriebes im GL bzw. Adaptierung der Verkehrsflächen 

Befangenheit: GR- Ersatzmitglied Johann Stabauer 

Mit der gegenständlichen Widmungsänderung im Bereich "Leidinger" soll dem bestehenden 

Gastgewerbetrieb eine Adaptierung ermöglicht werden. Neben dem Gastbetrieb wird auch ein aktiver 

landw. Betrieb geführt. Durch den geplanten Anbau muss die nicht mehr zeitgemäße öffentl. Weganlage 

umgelegt werden. Zur Entsorgung der Abwässer ist die Errichtung eines Kanals in Planung. Die Vertreter 

der Raumordnung und des Naturschutzes erachten die geplante Änderung des FWPL für denkbar.  

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, das Verfahren zur Flächenwidmungsplanänderung Nr. 

3.152 einzuleiten.  

Beschluss:  einstimmig.   

 

FWPL. Änderung Nr. 3.154, Bereich Schusterberg (Herzer) betroffene Gstk. 301/1, 301/4, KG Hof 

(Ausmaß ca. 120 m²); Umwidmung von landw. GL in Wohngebiet  

Die geplante Baulandarrondierung erfolgt in Zuordnung zum bestehenden Hauptgebäude, das  

infrastrukturell komplett erschlossen ist. Seitens des Ortsplaners ist aufgrund der geringfügigen 

Erweiterung die Übereinstimmung mit dem gegenständlichen ÖEK gegeben. 

Bau- und Planungsausschusssitzung: Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt aufgrund der 

Geringfügigkeit dem Gemeinderat einstimmig die Beschlussfassung. 

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, das Verfahren zur Änderung Nr. 3.154 einzuleiten. 

Antragsteller: Beschluss: einstimmig.  

 

FWPL. Änderung Nr. 3.155, Bereich Mühldorfstraße (Buchschartner G.)   

Für die Teilfläche des Gstk. 777/2, KG Hof, im Ausmaß von etwa 450 m², wurde von Herrn Gottfried 

Buchschartner ein neuer Antrag eingebracht. Geplant ist die Widmung eines „eingeschränkt gemischten 

Baugebietes“ („MB“) für die Errichtung eines „Büro- und Verwaltungsgebäudes sowie einer 

Betriebswohnung“. 

Bei der vorangegangenen Widmung war die Stellungnahme des Gewässerbezirkes maßgeblich für die 

Versagung der Genehmigung. Hierzu hat sich nunmehr eine neue, gravierend andere fachliche 

Einschätzung seitens des Gewässerbezirkes ergeben (siehe E-Mail Gewässerbezirk vom 21. September 

2015):  

„Wie bereits bei der FWP.Ä. 3.102 aufgezeigt, ist die Teilfläche von Grst. Nr. 777/2, KG Hof, aus 

wasserwirtschaftlicher Sicht durch die Lage in der Gelben Zone im 100-jährlichen HWA-Bereich, 

Verklausungsgefahr bei der unterliegenden Brücke und Nähe zum Uferbewuchs grundsätzlich nicht ideal 

zur Bebauung geeignet. 

Weitere Erhebungen betreffend den Geländeverhältnissen und dem damit verbundenen HW-Abfluss im 

Falle von Verklausungen bei der unterliegenden Brücke haben gezeigt, dass es bei Berücksichtigung der 

hochwassergeschützten Gestaltung auf dem geplanten Bauland zu keinen zusätzlichen Gefährdungen 

durch den Rückstau kommt.   

Da es sich um eine kleinräumige Baulandabrundung handelt, und bei HW100 geringe Wassertiefen (bis 

20 cm) auf der Planungsfläche vorherrschen, ist aus schutzwasserbaufachlicher Sicht bei Einhaltung 

folgender Punkte eine Baulandwidmung möglich: 

 Baulandwidmung; ausschließlich Bürogebäude, ev. Betriebswohnung 

 Hochwassergeschützte Gestaltung des Objektes lt. Oö. BauTG 

 Parallel zum nördlich angrenzenden öffentlichen Wassergut ist eine 3 Meter breite und parallel 

zum südlich angrenzenden öffentlichen Wassergut ist eine 5 Meter breite Schutz- oder Pufferzone 

im Bauland auszuweisen.  

Definition: Von jeglicher Bebauung freizuhalten; befestigte Zufahrt möglich; 

 Der natürliche Uferbewuchs entlang vom öffentlichen Wassergut, Grst. Nr. 1351/2, KG Hof, ist zu 

erhalten.“ 
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Die vorgeschlagenen Punkte des Gewässerbezirkes wurden nunmehr in den Flächenwidmungsplan Nr. 

3.155 eingearbeitet.  

Die geplante Umwidmungsfläche soll als "eingeschränktes gemischtes Baugebiet (MB) – nur die 

Errichtung von Büro- und Verwaltungsgebäuden sowie einer Betriebswohnung ist zulässig“ mit 

einer nördlich 3 m und südlich 5 m breiten "Schutzzone im Bauland - Frei- und Grünfläche" (Ff) 

gewidmet und mit einer Zweckbestimmung "von jeglicher Bebauung freizuhalten" überlagert werden. 

Die restliche "Neuwidmungsfläche" wird mit einer Schutzzone im „Bauland - Bauliche Maßnahmen" 

(Bm) mit folgender(m) Zweckbestimmung(svorschlag) überlagert: "Gebäude sind, gemäß den 

Vorgaben des OÖ BauTG 2013 idgF., hochwassersicher zu planen und auszuführen". 

Die geplante Baulandausweisung auf einer Teilfläche des Gstk. 777/2, KG Hof, wird aufgrund der 

Geringfügigkeit, als in Übereinstimmung mit dem gegenständlichen ÖEK Nr.1 gesehen.  

Mit der Widmung „MB“ (anstatt „B“) sowie der erweiterten Freihaltefläche zum Gewässerrand hin 

konnte dem Natur- und Landschaftsschutz Rechnung getragen werden. Zudem soll der natürliche 

Uferbewuchs weitestgehend erhalten und gepflegt werden. Der Bau- und Planungsausschuss der 

Gemeinde unterstützt die Teiländerung des Flächenwidmungsplanes einstimmig zur Förderung der 

örtlichen Wirtschaft und da die Fläche infrastrukturell komplett erschlossen ist. 

Vizebgm. Anton Landauer führt aus, im Hinblick auf die oben erwähnten neuen fachlichen 

Einschätzungen (keine unmittelbare Gefährdung mehr durch eine Verklausung bei der Brücke) sind im 

Änderungsplan entsprechende Festlegungen - z. B. Widmungsabschwächung, Freihaltebereiche, 

hochwassersicheres Bauen, u. dgl. - getroffen worden. Die gegenständliche kleinräumige Bauland-

erweiterung dient sowohl zur Adaptierung des bestehenden Betriebes als auch zur Stärkung der 

heimischen Wirtschaft. Die Umwidmung ist daher im Lichte des § 2 Abs. 1 Z. 4 OÖ. ROG. 1994 idgF.  - 

Sicherstellung oder Verbesserung der räumlichen Voraussetzungen für eine leistungsfähige Wirtschaft -  

zu sehen. Flächenwidmungspläne sind zu beschließen, wenn Interessen Dritter nicht verletzt werden (vgl.  

§ 36 Abs. 2 Z. 3 OÖ ROG idgF.) und das Vorhaben den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht. 

Der Vollständigkeit halber wird auf das, aus hsg. Sicht erfolgte Vorverfahren bzw. die Verständigung der 

Betroffenen der Fwpl. Ä. Nr. 3.102 verwiesen. 

Er stellt den Antrag, das Verfahren zur Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.155 einzuleiten.    

Beschluss: einstimmig;                                     

 

FWPL. Änderung Nr. 3.156, Bereich Mondseeberg (Grubinger) mit Abänderung des Bebauungs-

planes Nr. 9  

Johann und Karin Grubinger beantragen die Umwidmung im Bereich der Grundstücke Nr. 419/12 und 

402/5, je KG Tiefgraben, von "Sternchenbau - Dorfgebiet" in Bauland "Wohngebiet"; Geplant ist eine 

zusätzliche Wohnung für die Familie der Tochter, welche mit der gegenständlichen Widmung 

„Sternchenbau-Dorfgebiet“ nicht möglich wäre. 

Infrastrukturell ist die beantragte Fläche komplett aufgeschlossen. Die Baulandadaptierung ist im Lichte 

der bereits herangerückten, umgebenden Siedlungsstruktur zu sehen und würde eine Nachverdichtung im 

Sinne der OÖ Raumordnung bedeuten. Die Vorprüfung durch die Vertreter des Landes OÖ ergab ein 

positives Ergebnis. Die Anpassung ist aufgrund der bestehenden Siedlungsstruktur denkbar und eine 

Verschlechterung des Landschaftsbildes nicht zu erwarten. Eine Adaptierung des Bebauungsplanes Nr. 9 

ist notwendig, zumal die max. Gebäudehöhe geringfügig angehoben werden muss (Pkt. 4 - Aufhebung 

der Gebäudehöhe; Pkt. 5 – „Wasser, Abwasser, Strom, Telefon“). 

Bau- und Planungsausschusssitzung: Aufgrund der positiven Vorprüfung durch die Vertreter der 

Abteilung Raumordnung und Naturschutz sowie der Geringfügigkeit der Erweiterung wird dem 

Gemeinderat die Beschlussfassung einstimmig empfohlen. 

Vizebgm. Anton Landauer stellt den Antrag, das Verfahren zur FWPL. Änderung Nr. 3.156 und die 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 einzuleiten. Beschluss: einstimmig.  

 

9. Ortschafts- od. Straßenbezeichnung im Sinne des § 10 Oö. Straßengesetz idgF. für Wegeanlage 

auf Grundstück 365/3, KG Hof ; Vorschlag des Straßenausschusses: „Schwandweg“ 

Für das neugeschaffene Bauland im Bereich „Schwand“ werden rund 15 Hausnummern benötigt, die 

nicht mehr zur Verfügung stehen.  
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Man ist daher im Straßenausschuss übereingekommen, eine neue Wegbezeichnung festzulegen, die da 

lautet: „Schwandweg“. 

Bgm. Johann Dittlbacher beantragt, für die gegenständliche Weganlage möge die Bezeichnung 

„Schwandweg“ festgelegt werden.   

Beschluss: einstimmig; 

 

10. Geschäftsordnung für Kollegialorgane; Genehmigung 

§ 66 Abs. 1 OÖ. Gemeinedeordnung – Geschäftsführung des Gemeinderates:  

Der Gemeinderat hat für die Geschäftsführung des Gemeinderates und seiner Ausschüsse mit Ausnahme 

des Prüfungsausschusses sowie für den Gemeindevorstand auf Grund der Bestimmungen dieses 

Landesgesetzes eine Geschäftsordnung zu beschließen. Anträge auf Erlassung oder Abänderung der 

Geschäftsordnung können nicht als Dringlichkeitsanträge (§ 46 Abs. 3) eingebracht werden. Die 

Geschäftsordnung kann vom Gemeinderat nur mit Zwei-Drittel-Mehrheit beschlossen oder abgeändert 

werden.  

Die Geschäftsordnung hat jedenfalls nähere Bestimmungen über den Geschäftsgang (wie die Stellung von 

Anträgen zu einem Gegenstand der Tagesordnung, die Berichterstattung, die Wortmeldungen und eine 

Beschränkung der Rednerliste und der Redezeit) sowie über die Ausübung des Rechts der Mitglieder des 

Gemeinderates, sich über alle Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde zu 

unterrichten (§ 18 Abs. 3), sowie über die Ausübung der Rechte des Fraktionsobmannes gemäß § 18a 

Abs. 5 zu treffen. 

Bürgermeister Johann Dittlbacher führt aus, dass der Beschlussfassung das Verordnungsmuster 

„Schriftenreihe des OÖ. Gemeindebundes, Ausgabe 44/2015“ zu Grunde liegt und stellt den Antrag auf 

Genehmigung der Geschäftsordnung für Kollegialorgane.    

Beschluss: einstimmig.   

 

11. Bodenaushubdeponie der Fa. Mayrhofer Erdbewegung GmbH auf Gstk. 418, u.a. je KG Hof;  

Bürgermeister Johann Dittlbacher berichtet, dass die Fa. Mayrhofer GmbH aus Neumarkt am Wallersee 

eine Erdaushubdeponie mit einer Lagerkapazität von 96.000 m³ auf Grundflächen des „Friedlbauern“ 

beantragt hat. Der Zeithorizont für die Deponiedauer wird mit zehn Jahren angegeben. Seitens der 

Gemeinde erging deshalb ein Informationsschreiben über die Absicht der Fa. Mayrhofer GmbH an die 

betroffenen Anrainer im Bereich der Ortschaften Kasten und Schwand. Die abfallwirtschaftsrechtliche 

Verhandlung wird vom Amt der Oö. Landesregierung am 21. 12. 2015 nach dem Bestimmungen des 

AWG 2002 (Bundesgesetz) durchgeführt. Äußerungen zum Projekt können bis 16. 12. 2015 bei der 

Behörde in Linz eingebracht werden. Von Landesseite wurde mitgeteilt, dass eine Änderung des 

Flächenwidmungsplanes nicht erforderlich sei. Der Vorsitzende führt weiter aus, es wäre für die 

Bevölkerung unverständlich, wenn diese Deponie genehmigt werden würde, zumal von Seiten des 

Naturschutzes im Uferschutzbereich der Zellerache und des Irrsees die Bürger nicht nur stark 

eingeschränkt werden, sondern auch viele Projekte von vornherein verhindert würden. Sowohl in den 

Feuchtgebieten des Irrsees als auch entlang der Zellerache halte sich der Brachvogel auf, dessen 

Lebensbereich durch die geplante Maßnahme massiv gestört würde.  

In mehreren Gesprächen habe der Grundeigentümer (Friedlbauer) zum Ausdruck gebracht, dass er seine 

Zustimmung zum Projekt zurückziehen werde, was jedoch bis zum heutigen Tag offensichtlich nicht 

passiert ist.  

GR Marianne Haider bringt ihren Unmut zum Ausdruck und führt aus, dass die Deponie das angrenzende 

Umfeld – Mensch, Tier, Landschaftsbild, Gewässer, gesamte Umwelt  – massiv durch Lärm und Staub 

beeinträchtige und die Anwohner über zehn Jahre eine Deponie „vor der Nase“ hätten. 80 Unterschriften 

die sie gesammelt habe, belegen, dass niemand die Deponie haben will und diese mit aller Macht 

verhindert werden muss. Man muss auch davon ausgehen, dass die Lkw über die Weißensteinstraße 

anfahren, wodurch es im Siedlungsbereich zu einer massiven Verkehrsbelastung komme. Sie habe auch 

schon Schreiben an die Herren LR Anschober und Dr. Haimbuchner und an Herrn LH Dr. Pühringer 

verschickt, lediglich der LH habe geantwortet. Er teilte mit, dass er das Schreiben an den zuständigen LR 

Anschober weitergeleitet habe.  

 



GR Lackner meint, dass mit Gewichtsbeschränkungen die Zufahrt zur Deponie verhindert werden sollte; 

lt. Bgm. Dittlbacher sei nach den Aussagen eines Verkehrstechnikers eine solche Vorgangsweise bei dem 

gegenständlichen Straßenstück rechtlich nicht zulässig. Sollte die Deponie genehmigt werden, muss der 

Straßenabschnitt einer Beweissicherung unterzogen werden. Er verweist auch auf das Europaschutzgebiet 

Natura 2000, welches auch die Zellerache erfasst.  

GR Gertrude Pöllmann findet, dass es nicht im Sinne der Umwelt sei, wenn eine Fa. aus 

Neumarkt/Wallersee das Erdreich aus einer Entfernung von rund 20 km nach Tiefgraben transportiere.  

GR Johann Parhammer verweist auf das AWG 2002 und bedauert, dass die Rechtsposition der Gemeinde 

und Anrainer nicht die beste sei.   

Der Vorsitzende informiert weiter, dass es am 11. 12. 2015 mit Herrn LH einen Termin gebe, bei dem die 

Problematik erörtert werde.  

GR Ehrschwendtner bringt noch ein, dass die Lkw sehr viel Dreck auf die Straße bringen und dadurch die 

Verkehrssicherheit stark gefährdet sei.  

Der Bürgermeister appelliert, der Gemeinderat möge geschlossen eine Resolution betreffend die 

Verhinderung der Genehmigung der Bodenaushubdeponie auf den Grundstücken 418, 419, 420, 

421/1 und 421/2, je KG Hof, wie folgt beschließen:  

 

Resolution 
Mit Schreiben vom 24. September 2015 hat die Fa. Mayrhofer Erdbewegung GmbH, Neumarkt a. 

Wallersee, beim Amt der OÖ. Landesregierung um Erteilung der Bewilligung für die Errichtung und den 

Betrieb einer Bodenaushubdeponie auf den Grundstücken 418, 419, 420, 421/1 und 421/2, KG Hof, der 

Familie Schweighofer angesucht. Innerhalb von zehn Jahren soll eine Fläche im Ausmaß von rund 3 

Hektar mit 96.000 Tonnen Aushubmaterial befüllt werden. 

Für die in Tiefgraben lebenden Menschen und unsere Gäste würde die Genehmigung dieser 

Aushubdeponie eine massive Beeinträchtigung der Lebensqualität, des Landschaftsbildes, sowie einen 

erheblichen Imageverlust für die Gemeinde als Tourismus-, Freizeit- und Erholungsregion mit sich 

bringen. Gasthöfe, Pensionen und Privatzimmervermieter haben Umsatzeinbußen und 

Nächtigungsrücklagen zu befürchten. Auch aus umweltpolitischer Sicht ist dieses Vorhaben in 

unmittelbarer Nähe des Irrsees bzw. der Zeller Ache abzulehnen, zumal die Moorgebiete in diesem 

Bereich vielfältigen Pflanzen und Tieren, wie etwa dem Brachvogel, eine Heimat bieten. 

Täglich bis zu 15 An- und Abfahrten durch Lkw über einen Zeitraum von zehn Jahren bedeuten eine 

starke Belastung durch Lärm, Staub, Schmutz und Abgase sowie Gefährdung von Schulkindern, Familien 

und Freizeitsportlern. Die Zufahrt vom höherrangigen Landesstraßennetz zur Deponie führt über 

Gemeindestraßen, Güterwege und Brücken. Dies würde zu massiven Schäden am Gemeindestraßennetz 

und den Brücken nach sich ziehen und die notwendigen Reparaturen das Gemeindebudget strapazieren. 

Bei Gegenverkehr sind gefährliche Situationen ebenso vorgezeichnet wie Belastungen und Schäden an 

den angrenzenden Grundstücken. Ferner ist durch verschmutzte Fahrbahnen ein erhöhtes Risiko puncto 

Verkehrssicherheit zu erwarten. 

Darüber hinaus sind negative Auswirkungen auf Zeller Ache und Hochwasserschutz zu befürchten. Aus 

dem Katasterplan ist zu entnehmen, dass die geplante Deponie in unmittelbarer der Ache entstehen soll. 

Ausschwemmungen würden voraussichtlich ungefiltert in die Ache fließen bzw. in das Grundwasser. Die 

gegenständlichen Grundstücke sind Teil eines Überschwemmungsgebietes der Zeller Ache, die immer 

wieder aus den Ufern tritt und das Areal überflutet; die geplante Deponie würde den Retentionsraum 

erheblich verkleinern und das Hochwasserrisiko für die Ortschaft Kasten erhöhen. 

Die Abwicklung des Genehmigungsverfahrens ohne Parteistellung nimmt den Anrainern und der 

Gemeinde jede Einflussnahme und jedes Mitspracherecht. Beim einem so heiklen Projekt keine 

Parteistellung zu genießen, widerspricht unserem Rechts- und Demokratieverhältnis sowie unsere 

Auffassung von Bürgernähe. 

Der Gemeinderat spricht sich daher gegen die Genehmigung dieser Deponie in einer OÖ-

Tourismusgemeinde durch ein Unternehmen aus dem Bundesland Salzburg aus. Darüber hinaus fordern 

wir den Bundesgesetzgeber auf, das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 idgF. dahingehend abzuändern, dass 

den Gemeinden in Zukunft bei derartigen Verfahren wieder einen wirkungsvolle Parteistellung 

eingeräumt wird. 

 

Beschluss: einstimmig. 
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12. Bericht des Bürgermeisters 

WVA Mondseeberg/Hochmoor 

26 Liegenschaften konnten bisher erschlossen werden. Die Inbetriebnahme erfolgt demnächst.  
 

Grubingergründe an der Gemeindegrenze zu Zell am Moos  

Die Fa. NOST Immo entwickelte an der Gemeindegrenze auf zwei Gemeinden ein Bauprojekt (Firmen- 

und drei Wohnhäuser). Tiefgraben ist mit ca. 4.000 m² betroffen; Richtung Süden könnte ein 

Baulandsicherungsmodell im Ausmaß von rund 6.000 m² entwickelt werden. Infrastrukturell ist der 

Bereich erschlossen. Lt. Planungsausschuss ist zur Deckung des örtlichen Baulandbedarfes eine 

Erweiterung im gegenständlichen Bereich denkbar. Über das Gstk. verlaufe eine 30 KV-Leitung, die 

umgelegt werden müsste.  

GV  Christiana Brandtmeier weist darauf hin, dass auf der B 154 ein Linksabbieger fehle, jedoch eine 60-

km/h-Beschränkung verordnet ist.  
 

Rathaus des Mondseelandes 

Eine Prüfung des LRH habe ergeben, dass das Amtshaus nicht mehr dem heutigen Standard entspreche 

(Platzmangel, etc.). Es stellt sich daher die Frage, an welchem Ort und in welchem Haus man sich künftig 

weiterentwickeln wolle? Darüber möge nunmehr diskutiert werden.  

 

13. Bericht der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss - Obmann GR Franz Rakar:  

Obmann GR Franz Rakar berichtet über die Prüfung des VA 2016.  
 

Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss - Obmann Vizebgm. Anton Landauer:  

Vizebgm. Anton Landauer verweist auf die in der Sitzung abgehandelten Tagesordnungspunkte.  
 

Straßenausschuss - Obmann Bgm. Johann Dittlbacher:  

B 154, Fußgängerquerung  – Schaffung eines Ortsgebietes (lt. BH Erfordernis beidseitige 

Bebauung) zwecks Verbesserung der Verkehrssicherheit (Fußgänger) im Bereich Lagerhaus bzw. 

Villeroy & Boch  

Die Angelegenheit wird auf Antrag der Gemeinde durch die BH geprüft (Messungen, etc.). Als Name 

steht „Tiefgraben“ zur Verfügung, nachdem es diese Bezeichnung sonst nirgendwo in der Gemeinde gibt.  

Auf Anfrage des Bgm. werden gegen die angedachte Namensgebung vom GR keine Einwände 

vorgebracht.  

Wohnstraße Kasten  

Die betroffenen Anrainer werden darüber befragt und über die Vor- und Nachteile aufgeklärt. 

Haidermühle – Grundbereich Schweighofer (Spoiss Hias) 

Herr Schweighofer beabsichtigt den Verkauf eines Gstk. und muss dadurch die bestehende 

Wegaufschließung abgeändert werden. Diesbezüglich wird ein Vorschlag zur weiteren Beratung der 

Gemeinde übermittelt.  

Haidermühle – Spielplatz an der Zellerache auf dem Gstk. 856/3, KG Hof (Eigentümer Herbert 

Pöllmann, vulgo Kreuzinger) 

Die Anlage eines Spielplatzes an der Zellerache erachtete der Gemeindevorstand als zu gefährlich bzw. 

wegen der ev. möglichen Beeinträchtigungen der Anrainer als nicht ideal. 
 

Bildung-, Kindergarten-, Schule-, Kultur-, Sport- und Kulturausschuss – Obmann GR Karl 

Lackner: 

Keine Sitzung - kein Bericht.  
 

Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanalausschuss - Obmann GR Johann Maier:  

In der kürzlich stattgefundenen Sitzung wurde der Ausschuss über die laufenden und geplanten 

Wasserversorgungs- und Kanalprojekte (GF DI Mierl) informiert.  

Geplant ist auch eine Führung durch die Kläranlage des RHV Mondsee/Irrsee. Im Frühjahr 2016, 

voraussichtlich im Mai, startet die „Haushaltsnahe Verpackungssammlung“.   
 

Sozial-, Jugend-, Familien-, Senioren- und Integratioinsausschuss – Obmann GV Gregor Furtner: 

Keine Sitzung - kein Bericht. GV Furtner ersucht bis zur nächsten Sitzung Ideen zu sammeln.  
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14. Allfälliges  

VS TILO - Schall-/Akustikmaßnahmen  

GV Christiana Brandtmeier bedankt sich als Direktorin der VS TILO für die kürzlich abgeschlossenen 

Maßnahmen zur Verbesserung der Akustik. Die Maßnahmen wirken außerordentlich gut.  

 

15. Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 12. 11. 2015 

Der Bürgermeister stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 12. 11. 2015 keine Einwendungen eingebracht wurden und stellt den Antrag auf 

Genehmigung. Beschluss: einstimmig  

 

Bürgermeister Johann Dittlbacher bedankt sich für die geleistete Arbeit im abgelaufenen Jahr, wünscht 

allen Mitgliedern des GR samt ihren Familien frohe Weihnachten und ein gutes neues Jahr. Diesen 

Wünschen schließt sich auch GV Christiana Brandtmeier an.  

 

Ende: 21.30 Uhr                                                 

 

 

Der Bürgermeister:                    Der Schriftführer: 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                             (AL Koloman Meindl) 

 

 

Die nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde am _______________ an die Fraktionsobleute 

geschickt. 

 

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne 

Einwendungen genehmigt. 

 

Protokollfertiger:  

ÖVP: Bürgermeister Johann Dittlbacher:      

 

 

 

FPÖ: GV Reinhold Mauritz:  

  

 

 

SPÖ: GV Christiana Brandtmeier:  

 


